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Satzung der Universität Tübingen über die Bekanntmachung der Grundord-

nung und der sonstigen Satzungen sowie über andere öffentliche Bekannt-

machungen der Universität 

 

(Bekanntmachungssatzung - BekmS) 

 

 
Aufgrund von § 8 Absatz 6 des Landeshochschulgesetzes (LHG) in der Fassung vom 1. April 
2014 (GBI. S. 99), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Februar 2023 (GBI. S. 26, 43), hat 
der Senat der Universität Tübingen gemäß § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 LHG in seiner 
Sitzung am 14. März 2024 die nachstehende Satzung beschlossen. 

 

 
I.  Grundordnung und sonstige Satzungen 
 

§ 1  Ausfertigung 

Beschlüsse über die Grundordnung und über sonstige Satzungen werden nach Einholung 
der erforderlichen Zustimmungserklärungen des Wissenschaftsministeriums oder einer 
erforderlichen Zustimmung der Rektorin / des Rektors von dieser / diesem mit Unterschrift, 
Ort und Datum ausgefertigt. 
 

§ 2  Bekanntmachung 

Grundordnung und sonstige Satzungen werden nach Ausfertigung von der Rektorin / dem 
Rektor im vollen Wortlaut in den „Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübin-
gen“ veröffentlicht. In der Bekanntmachung wird auf die Erteilung einer erforderlichen 
Genehmigung oder Zustimmung unter Angabe der genehmigenden Stelle, des Datums 
und etwaiger Nebenbestimmungen hingewiesen.  
 

§ 3  Vollzug der Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung ist mit der Ausgabe der „Amtlichen Bekanntmachungen der Univer-
sität Tübingen“ durch elektronische Einstellung in die Rubrik „Amtliche Bekanntmachun-
gen“ auf der Homepage der Universität bewirkt. Über den Vollzug der Bekanntmachung 
wird ein Nachweis zu den Akten genommen. 
 

II. Publikationsorgan 
 

§ 4  Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 
 
(1) Die Universität Tübingen gibt als amtliches Publikationsorgan die „Amtlichen Bekannt-
machungen der Universität Tübingen“ heraus. Über eine neue Ausgabe der Amtlichen 
Bekanntmachungen werden alle Personen mit Mail-Account der Universität Tübingen mit 
einer Rundmail informiert, die sich auf den Hinweis beschränkt, dass und wo eine neue 
Ausgabe auf der Homepage eingestellt wurde. 
 
(2) Den Veröffentlichungen nach §§ 2 und 5 bis 7 wird ein Inhaltsverzeichnis 
vorangestellt. „Amtliche Veröffentlichungen“ i.S.d. §§ 2 und 5 bis 7 sind gegenüber ande-
ren deutlich zu kennzeichnen. 
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III Bekanntmachung sonstiger Beschlüsse und Verwaltungsvorschriften sowie 
öffentliche Bekanntgabe von Verwaltungsakten 

 

§ 5  Sonstige Beschlüsse 
 
Für Beschlüsse über die Bildung, Einrichtung, Veränderung oder Zuordnung von Univer-
sitätseinrichtungen und Gemeinsamen Kommissionen gelten die Vorschriften dieser 
Bekanntmachungssatzung über die Grundordnung und sonstige Satzungen entspre-
chend. 
 

§ 6  Verwaltungsvorschriften 
 
Verwaltungsvorschriften werden von der für ihren Erlass zuständigen Stelle ausgefertigt 
und nach § 2 veröffentlicht. 
 
§ 7  Bekanntgabe von Verwaltungsakten nach§ 41 Abs. 3 und 4 LVwVfG 
 
Die ortsübliche Bekanntmachung des verfügenden Teils eines Verwaltungsakts nach § 41 
Abs. 4 S. 1 LVwVfG erfolgt durch Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen“ durch die für ihren Erlass zuständige Stelle. 
 
§ 8  Weitere Bestimmungen 
 
Gedruckte Exemplare der Amtlichen Bekanntmachungen werden universitätsintern jeweils in 
die Zentralregistratur und an die Universitätsbibliothek  / das Universitätsarchiv gegeben. 
 

IV. Inkrafttreten 
 

§ 9  Inkrafttreten 
 
(1) Die Grundordnung und die sonstigen Satzungen treten am ersten Tag des auf 
ihre Bekanntmachung (§ 3) folgenden Monats in Kraft, wenn kein anderer Zeitpunkt 
bestimmt ist. 
 
(2) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung (§ 3) in den „Amtlichem 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen“ in Kraft. 
 
(3) Die Satzung des Senats vom 25. April 2000 (Amtliche Mitteilungen der Universität Tübin-
gen Nr. 2/2000, S. 11) tritt zugleich außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dōshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
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Satzung der Ethik-Kommission an der Medizinischen Fakultät und am 

Universitätsklinikum der Eberhard-Karls-Universität Tübingen 

 
Aufgrund von § 5 Abs. 2 und 5 des Gesetzes über das Berufsrecht und die Kammern der 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Psychologischen Psychotherapeuten sowie der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Heilberufe-Kammergesetz) in der Fassung vom 16. 
März 1995 (GBl. S. 314), zuletzt geändert durch Artikel 11 der Verordnung vom 21. Dezember 
2021 (GBl. 2022, S. 1, 2), i.V.m. § 8 Abs. 5 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 1. 
Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 07. Februar 2023 
(GBl. S. 26, 43), hat der Senat der Universität Tübingen auf Vorschlag der Vorstände von 
Medizinischer Fakultät und Universitätsklinikum Tübingen am 14. März 2024 die folgende Neu-
fassung der Satzung für die Ethik-Kommission an der Medizinischen Fakultät und am Univer-
sitätsklinikum Tübingen beschlossen. 
 
 

§ 1  Errichtung, Aufgaben 

(1) Bei der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen und am Universitätsklinikum 
Tübingen ist eine Ethik-Kommission eingerichtet. Sie führt die Bezeichnung „Ethik-Kommis-
sion an der Medizinischen Fakultät und am Universitätsklinikum Tübingen“. 

(2) Die Ethik-Kommission arbeitet auf der Grundlage der ärztlichen Berufsregeln, insbeson-
dere der revidierten Deklaration von Helsinki, der Generalversammlung des Weltärztebundes, 
der ICH-GCP-Guideline und des geltenden Rechts. Sie gewährt nach Maßgabe der §§ 5 und 
30 Abs. 4 Heilberufe-Kammergesetz und dazu ergangener Regelungen in der Berufsordnung 
in der jeweils gültigen Fassung Hilfe durch Beratung und durch die Beurteilung ethischer und 
rechtlicher Aspekte medizinischer Forschung am Menschen, auch am verstorbenen, unbe-
schadet der persönlichen Verantwortung des Antragstellers für das Forschungsvorhaben und 
seine Durchführung. Sie wirkt im Dienste der Gesundheit von Patienten und Probanden. Sie 
nimmt insbesondere auch die Zuständigkeiten nach §§ 40, 40 a –d, 41, 41 a-c, 42 , 42 a 
Arzneimittelgesetz i. V. m. der Verordnung (EU) Nr. 536/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014 über klinische Prüfungen mit Humanarzneimitteln, §§ 34-
37 i. V. mit §§ 24- 30, Medizinprodukte-EU-Anpassungsgesetz und Artikel 62 Absatz 4 Buch-
stabe c bis k, Absatz 6 und 7 der Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte Artikel 58 Absatz 5 Buchstabe c bis k, 
Absatz 7 und 8 der Verordnung (EU) 2017/746 über In-vitro-Diagnostika sowie §§ 31 ff. Strah-
lenschutzgesetz , §§ 133 ff. Strahlenschutzverordnung, §§ 8 und 9 des Transfusionsgesetzes 
in der jeweils gültigen Fassung wahr. 

(3) Die Ethik-Kommission und ihre Mitglieder sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. Sie üben ihre Tätigkeit unabhängig vom 
Bestehen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses selbständig aus. Die Ethik-Kommission holt 
zu jedem Antrag Unabhängigkeitserklärungen der beteiligten Mitglieder und externen Sach-
verständigen ein, die beinhalten, dass diese keine finanziellen oder persönlichen Interessen, 
die Auswirkungen auf ihre Unabhängigkeit haben könnten, haben. 
 

§ 2  Zusammensetzung, Mitglieder 

(1) Der Ethik-Kommission gehören mindestens zwölf, bei zahnärztlichen Studien und Studien 
aus dem Bereich der Gesundheitswissenschaft dreizehn Mitglieder an, und zwar: 

• Mindestens drei Professorinnen oder Professoren, die über Erfahrungen in der klini-
schen Medizin verfügen 

• Eine Fachärztin oder ein Facharzt für klinische Pharmakologie oder für Pharmakologie 
und Toxikologie 
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• Eine Ärztin oder ein Arzt mit Erfahrung in der Notfall-, Intensivmedizin oder Anästhesio-
logie 

• Eine Professorin oder ein Professor auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft oder ein/e 
Jurist/in mit der Befähigung zum Richteramt und längerer beruflicher Erfahrung; 

• eine Person mit wissenschaftlicher oder beruflicher Erfahrung auf dem Gebiet der Ethik 
in der Medizin 

• eine Person mit Erfahrung auf dem Gebiet der Versuchsplanung und Statistik 

• eine Person mit wissenschaftlicher oder beruflicher Erfahrung auf dem Gebiet der 
Medizintechnik 

• zwei Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler, die zur selbstständigen Forschung 
befugt sind, und die auf dem Gebiet der Human- oder Biomedizin und fachnaher Wis-
senschaften erfahren sein sollten 

• eine Professorin oder ein Professor auf dem Gebiet der Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde, soweit es um zahnärztliche Tätigkeiten geht 

• eine Professorin oder ein Professor auf dem Gebiet der Gesundheits- bzw. Pflegwis-
senschaft, soweit es um die Beurteilung gesundheits- und pflegewissenschaftlicher 
Forschung geht 

• ein Laie 

Bei der Auswahl werden Frauen und Männer mit dem Ziel der gleichberechtigten Teilhabe 
berücksichtigt. 

Für jedes Mitglied können bis zu zwei Stellvertreter/innen bestellt werden. Soweit das rechts-
wissenschaftliche Mitglied nicht Professor/in ist, sollte zumindest eine/r der Stellvertreter/innen 
Professorin oder Professor der Rechtswissenschaft sein. 

(2) Die Ethik-Kommission zieht, soweit erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben, Sachver-
ständige beratend hinzu. Dafür gilt Absatz 1 S. 2 entsprechend. Die Entschädigung von Sach-
verständigen richtet sich nach dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz in der jeweils 
gültigen Fassung. 

(3) Die Mitglieder der Ethik-Kommission und deren Stellvertreter/innen werden von den Vor-
ständen von Universitätsklinikum und Med. Fakultät für eine Amtsperiode von jeweils vier Jah-
ren bestellt. Wiederholte Bestellung ist zulässig. Die Ethik-Kommission hat ein Vorschlags-
recht. 

(4) Die Wahrnehmung der Aufgaben als Mitglied der Ethik-Kommission ist für die hauptberuf-
lich der Medizinischen Fakultät angehörenden Mitglieder Dienstaufgabe. Nicht oder nicht mehr 
hauptberuflich der Medizinischen Fakultät angehörende Mitglieder können für die Vorbereitung 
und Teilnahme an der Sitzung eine Vergütung erhalten, die sich an der Regelung des Justiz-
vergütungs- und –Entschädigungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung orientiert, sofern sie 
schriftlich begründete Voten vorlegen. Gleiches gilt für zusätzlich in Anspruch genommene 
schriftliche Beratungsleistungen. Einzelheiten regeln die Vorstände der Medizinischen Fakul-
tät sowie des Universitätsklinikums Tübingen. Eine Pauschalierung ist möglich. 

(5) Die Ethik-Kommission wählt mit der absoluten Mehrheit ihrer Stimmen eines ihrer Mitglie-
der zum/zur Vorsitzenden und bis zu zwei weitere Mitgliedern zu stellvertretenden Vorsitzen-
den. Der/die Vorsitzende und seine/ihre Vertreter/innen sollen Ärzte/Ärztinnen sein. Der/die 
Vorsitzende erhält eine angemessene Aufwandsentschädigung, deren Höhe und weitere kon-
krete Ausgestaltung im Einzelfall gemeinsam von den Vorständen des Universitätsklinikums 
Tübingen und der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen festgesetzt werden. 

(6) Das Verfahren und die Beschlussfassung der Ethikkommission richtet sich nach der gem. 
§ 4 zu erlassenden Geschäftsordnung. 
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§ 3  Zuständigkeit, Antragstellung und Voraussetzungen 

(1) Für Klinische Prüfungen, die der Prüfung gemäß Verordnung (EU) Nr. 536/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über klinische Prüfungen mit 
Humanarzneimitteln unterliegen, richtet sich die Zuständigkeit der Ethik-Kommission nach 
dem gem. § 41b Abs. 2 AMG zu erlassenden gemeinsamen Geschäftsverteilungsplan. Im 
Übrigen ist die Ethik-Kommission für medizinische Forschungsvorhaben am Menschen 
zuständig, die am Universitätsklinikum Tübingen oder an der Medizinischen Fakultät der Uni-
versität Tübingen einschließlich der zugeordneten akademischen Lehrkrankenhäuser von 
einem Mitglied der Medizinischen Fakultät im Sinne von § 9 LHG durchgeführt werden. Vor-
haben, die diese Voraussetzungen erfüllen, sind vor Beginn der Ethik-Kommission vorzulegen. 

(2) Die Ethik-Kommission wird nur auf Antrag tätig. Dieser ist vom Projektleiter bzw. von der 
Projektleiterin rechtzeitig vor Beginn des Vorhabens mit den gesetzlich vorgeschriebenen 
Unterlagen zu stellen. Der Antrag kann geändert oder zurückgenommen werden. 

(3) Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, ob, gegebenenfalls wo und mit welchem 
Ergebnis bereits vorher oder, bei multizentrischen Studien, gleichzeitig Anträge gleichen 
Inhalts gestellt worden sind. 

(4) Die Ethik-Kommission beschließt über die Anerkennung von Voten einer Ethik-Kommis-
sion, die ihren Sitz außerhalb des Geltungsbereichs des baden-württembergischen Heilberufe-
Kammergesetzes hat. 
 

§ 4  Geschäftsordnung 

Die Ethik-Kommission gibt sich nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und dieser 
Satzung eine Geschäftsordnung. Diese hat insbesondere Regelungen zur Arbeitsweise der 
Ethik-Kommission, zur Geschäftsführung, zum Vorsitz, zur Vorbereitung von Beschlüssen, zur 
Beschlussfassung, zur Ehrenamtlichkeit und Verschwiegenheitspflicht der Mitglieder und 
externen Sachverständigen sowie zum Ausschluss von der Mitwirkung im Fall von Befangen-
heit zu enthalten. 
 
Die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer 
Mitglieder. 
 
§ 5  Gebühren, Finanzierung 

(1) Die Ethik-Kommission erlässt eine Gebührenordnung. Gem. § Für klinische Prüfungen mit 
Humanarzneimitteln gelten die in § 41b Abs.1 AMG i. V. §  12 Klinische Prüfung- Bewertungs-
verfahren-Verordnung – KPBV festgelegten Gebührenregelungen Für klinische Studien, die 
nicht der Verordnung (EU) Nr. 536/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über klinische Prüfungen mit Humanarzneimitteln unterliegen, regelt die Ethik-
kommission  die Erhebung von Gebühren zur Deckung der anfallenden Kosten nach Maßgabe 
des Landesgebührengesetzes r die 

(2) In der Gebührenordnung ist zu regeln, welche Anträge oder Vorhaben von Entgelten oder 
Gebühren befreit sind. 

(3) Die Gebührenordnung bedarf der Zustimmung durch die Vorstände des Universitätsklini-
kums und der Medizinischen Fakultät. 

(4) Soweit das Gebührenaufkommen für die Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben nicht 
ausreicht, leistet die Medizinische Fakultät und/oder das Universitätsklinikum einen Fest- oder 
Fehlbetragszuschuss. 
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§ 6  In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für die Ethik-Kommission an der 
Medizinischen Fakultät und am Universitätsklinikum der Eberhard-Karls-Universität Tübingen 
in der Fassung vom 05.10.2023 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 26/2023, S. 430) außer 
Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dõshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 

im Studiengang Biologie mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of 

Science (B.Sc.) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 Satz 12 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2020 (GBl. S. 1204, 1229), in Verbindung mit der Hochschulzulassungsverordnung 
(HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. 2019 S. 489), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 26. Juni 2023 (GBl. S. 253), und §§ 63 Abs. 2, 29 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der 
Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
07. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der Senat der Universität Tübingen am 14. März 2024 
die nachstehende Satzung beschlossen. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2  Fristen 
§ 3  Form des Antrags 
§ 4  Auswahlkommission 
§ 5  Auswahlverfahren 
§ 6  Auswahlkriterien 
§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 9  Inkrafttreten 
 

§ 1  Anwendungsbereich 

Die Universität Tübingen vergibt in dem Studiengang Biologie mit akademischer Abschluss-
prüfung Bachelor of Science (B.Sc.) die gemäß § 6 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 HZG verfüg-
baren Studienplätze an Studienbewerberinnen und Studienbewerber nach dem Ergebnis 
eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad 
der Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für den gewählten Studiengang und sich 
typischerweise anschließende Berufstätigkeiten getroffen. 
 

§ 2  Fristen 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Auswahlverfahren muss 

für das Wintersemester bis zum 15. Juli eines Jahres 

über das Bewerbungsportal der Universität Tübingen eingegangen sein (Ausschlussfrist). Die 
Zulassung findet nur zum Wintersemester statt. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die glaubhaft machen, dass ihnen die Kommunikation über 
das Webportal der Universität Tübingen nicht möglich ist, werden durch die Hochschule 
unterstützt. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zum Studium gilt gleichzeitig als Antrag auf Teilnahme am Aus-
wahlverfahren. 

§ 3  Form des Antrags 

(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Online Formular im Bewerbung-
sportal der Universität Tübingen zu stellen. 
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(2) Dem Antrag ist beizufügen (hochzuladen):  

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer einschlägi-
gen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der zuständigen staat-
lichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist; im Falle beruflicher oder anderer 
Qualifikationen sind alternativ die nach § 58 Abs. 2 LHG ansonsten für die Zulassung zu 
dem Studiengang geforderten Nachweise vorzulegen; 

b) Nachweise, die Auskunft über die Eignung für den Studiengang geben, für den die 
Zulassung beantragt wird, sofern sie von der Bewerberin oder dem Bewerber geltend 
gemacht werden: 

1. zur Berufsausbildung und Berufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,  

2. zu besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, insbesondere Freiwilligendienste 
oder außerschulischen Leistungen und Qualifikationen. 

(3) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, ob sie oder er 

1. für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer deutschen 
Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist, 

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen hat oder als Studen-
tin oder Student eingeschrieben war und gegebenenfalls für welche Zeit und welchen 
Studiengang, 

3. den Prüfungsanspruch an einer deutschen Hochschule für den beantragten oder einen 
verwandten Studiengang mit im Wesentlichen gleichen Inhalt endgültig verloren hat.  

(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrundeliegenden 
Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4  Auswahlkommission 

(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der Aus-
wahlentscheidung für den Studiengang eine Auswahlkommission bestellt. Die Kommission 
besteht aus zwei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal des 
Fachbereichs Biologie angehören. Ein Mitglied muss den Professorinnen und Professoren 
angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von 2 Jahren bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich. 

(2) Vorsitzende oder Vorsitzender der Auswahlkommission ist die Studiendekanin oder der 
Studiendekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät. Der Vorsitz kann auf eine 
Professorin oder einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Die oder der Vor-
sitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und 
koordiniert die Ergebnisse. 
 

§ 5  Auswahlverfahren 

(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz 
beworben hat.  

(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl auf-
grund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und beschließt gemäß § 7 eine Empfehlung für 
die Rangliste. Die Entscheidung über die Auswahl trifft die Rektorin oder der Rektor aufgrund 
der Empfehlung der Auswahlkommission. 

(3) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
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§ 6  Auswahlkriterien 

(1) Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gemäß § 7 zu bildenden Rangliste nach den folgenden 
Kriterien: 

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (Durchschnittsnote und Punkte) gemäß 
§ 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 26 HZVO; 

b) soweit geltend gemacht, die Art einer Berufsausbildung und/oder/bzw. Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die Eignung für den Studiengang, für den 
die Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss gibt sowie besondere Vorbildun-
gen, praktische Tätigkeiten, insbesondere Freiwilligendienste oder außerschulische 
Leistungen und Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die 
Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss geben. 

(2) Über die Vergleichbarkeit von ausländischen Nachweisen und über die Erfüllung der 
inhaltlichen Voraussetzungen nach Absatz 1 entscheidet die Auswahlkommission.  
 

§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 

(1) Die Reihung erfolgt nach der Durchschnittsnote der HZB. 

(2) Für eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem einschlägigen Ausbildungsberuf, 
praktische Tätigkeiten oder außerschulische Leistungen und Qualifikationen, die Aufschluss 
über die Eignung für den Studiengang geben, kann die Durchschnittsnote der HZB um bis zu 
0,5 Notenpunkte verbessert werden. Hierbei werden die nachstehenden Kriterien folgender-
maßen bewertet: 

a) abgeschlossene Berufsausbildung mit Berufserfahrung: bis zu 0,5 

b) abgeschlossene Berufsausbildung ohne Berufserfahrung: bis zu 0,4 

c) Freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr, Bundesfreiwilligendienst oder freiwilliger 
Bundeswehrdienst mit für das Biologiestudium förderlichen Tätigkeiten: 0,3 

d) Preise mit naturwissenschaftlichem Bezug (z.B. Jugend forscht): max. 0,3. Schulinterne 
Preise und Ehrungen werden nicht gewertet.  

(3) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 6 Absatz 2 Sätze 8 und 9 HZVO. 
 

§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 

(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung. 

(2) Im Zulassungsbescheid kann eine Frist bestimmt werden, innerhalb derer die oder der 
Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt die 
Erklärung der Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam.  

(3) Der Zulassungsbescheid enthält eine Frist zur Immatrikulation. Wird die Immatrikulation 
nicht innerhalb dieser Frist formgerecht beantragt, so wird der Zulassungsbescheid unwirk-
sam. Diese Frist kann durch die Universität Tübingen, Studierendenabteilung, auf begründe-
ten Antrag, der innerhalb der Immatrikulationsfrist zu stellen ist, verlängert werden. 
 

§ 9  Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Sie gilt erstmals für das Zulassungsverfahren zum Winter-
semester 2024/25. Die Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahl-
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verfahren in dem Studiengang Bachelor of Science in Biologie vom 21. März 2013 (Amtliche 
Bekanntmachungen Nr. 5/2013, S. 237 ff.) tritt außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dõshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 

im Teilstudiengang Biologie des Studiengangs Lehramt Gymnasium mit akade-

mischer Abschlussprüfung Bachelor of Education (B.Ed.) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 Satz 12 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2020 (GBl. S. 1204, 1229), in Verbindung mit der Hochschulzulassungsverordnung 
(HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. 2019 S. 489), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 26. Juni 2023 (GBl. S. 253), und §§ 63 Abs. 2, 29 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der 
Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
07. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der Senat der Universität Tübingen am 14. März 2024 
die nachstehende Satzung beschlossen 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2  Fristen 
§ 3  Form des Antrags 
§ 4  Auswahlkommission 
§ 5  Auswahlverfahren 
§ 6  Auswahlkriterien 
§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 9  Inkrafttreten 
 

§ 1  Anwendungsbereich 

Die Universität Tübingen vergibt im Teilstudiengang Biologie des Studiengangs Lehramt Gym-
nasium mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Education (B.Ed.) die gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 HZG verfügbaren Studienplätze an Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Aus-
wahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für 
den gewählten Studiengang und sich typischerweise anschließende Berufstätigkeiten getrof-
fen. 
 

§ 2  Fristen 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Auswahlverfahren muss 

für das Wintersemester bis zum 15. Juli eines Jahres 

über das Bewerbungsportal der Universität Tübingen eingegangen sein (Ausschlussfrist). Die 
Zulassung findet nur zum Wintersemester statt. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die glaubhaft machen, dass ihnen die Kommunikation über 
das Webportal der Universität Tübingen nicht möglich ist, werden durch die Hochschule 
unterstützt. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zum Studium gilt gleichzeitig als Antrag auf Teilnahme am Aus-
wahlverfahren. 
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§ 3  Form des Antrags 

(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Online Formular im Bewerbung-
sportal der Universität Tübingen zu stellen. 

(2) Dem Antrag ist beizufügen (hochzuladen):  

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer einschlägi-
gen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der zuständigen staat-
lichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist; im Falle beruflicher oder anderer 
Qualifikationen sind alternativ die nach § 58 Abs. 2 LHG ansonsten für die Zulassung zu 
dem Studiengang geforderten Nachweise vorzulegen; 

b) Nachweise, die Auskunft über die Eignung für den Studiengang geben, für den die 
Zulassung beantragt wird, sofern sie von der Bewerberin oder dem Bewerber geltend 
gemacht werden: 

1. zur Berufsausbildung und Berufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,  

2. zu besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, insbesondere Freiwilligendienste 
oder außerschulischen Leistungen und Qualifikationen. 

(3) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, ob sie oder er 

1. für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer deutschen 
Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist, 

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen hat oder als Studen-
tin oder Student eingeschrieben war und gegebenenfalls für welche Zeit und welchen 
Studiengang, 

3. den Prüfungsanspruch an einer deutschen Hochschule für den beantragten oder einen 
verwandten Studiengang mit im Wesentlichen gleichen Inhalt endgültig verloren hat.  

(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrundeliegenden 
Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4  Auswahlkommission 

(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der Aus-
wahlentscheidung für den Studiengang eine Auswahlkommission bestellt. Die Kommission 
besteht aus zwei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal des 
Fachbereichs Biologie angehören. Ein Mitglied muss den Professorinnen und Professoren 
angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von 2 Jahren bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich. 

(2) Vorsitzende oder Vorsitzender der Auswahlkommission ist die Studiendekanin oder der 
Studiendekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät. Der Vorsitz kann auf eine 
Professorin oder einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Die oder der Vor-
sitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und 
koordiniert die Ergebnisse. 
 

§ 5  Auswahlverfahren 

(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz 
beworben hat.  

(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl auf-
grund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und beschließt gemäß § 7 eine Empfehlung für  
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die Rangliste. Die Entscheidung über die Auswahl trifft die Rektorin oder der Rektor aufgrund 
der Empfehlung der Auswahlkommission. 

(3) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6  Auswahlkriterien 

(1) Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gemäß § 7 zu bildenden Rangliste nach den folgenden 
Kriterien: 

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (Durchschnittsnote und Punkte) gemäß § 
6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 26 HZVO; 

b) soweit geltend gemacht, die Art einer Berufsausbildung und/oder/bzw. Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die Eignung für den Studiengang, für den 
die Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss gibt sowie besondere Vorbildun-
gen, praktische Tätigkeiten, insbesondere Freiwilligendienste oder außerschulische 
Leistungen und Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die 
Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss geben. 

(2) Über die Vergleichbarkeit von ausländischen Nachweisen und über die Erfüllung der 
inhaltlichen Voraussetzungen nach Absatz 1 entscheidet die Auswahlkommission.  
 

§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 

(1) Die Reihung erfolgt nach der Durchschnittsnote der HZB. 

(2) Für eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem einschlägigen Ausbildungsberuf, 
praktische Tätigkeiten oder außerschulische Leistungen und Qualifikationen, die Aufschluss 
über die Eignung für den Studiengang geben, kann die Durchschnittsnote der HZB um bis zu 
0,5 Notenpunkte verbessert werden. Hierbei werden die nachstehenden Kriterien folgender-
maßen bewertet: 

a) abgeschlossene Berufsausbildung mit Berufserfahrung: bis zu 0,5 

b) abgeschlossene Berufsausbildung ohne Berufserfahrung: bis zu 0,4 

c) Freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr, Bundesfreiwilligendienst oder freiwilliger 
Bundeswehrdienst mit für das Biologiestudium förderlichen Tätigkeiten: 0,3 

d) Praktikum mit qualifiziertem Nachweis mit einer dem Lehramtsstudium Biologie förderli-
chen Tätigkeit von 12 Wochen oder länger: 0,2 

e) Preise mit naturwissenschaftlichem Bezug (z.B. Jugend forscht): max. 0,3. Schulinterne 
Preise und Ehrungen werden nicht gewertet.  

f) Ausführliche Jugendarbeit in Gesellschaft, Sport, Musik: max. 0,1 

(3) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 6 Absatz 2 Sätze 8 und 9 HZVO. 
 

§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 

(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung. 

(2) Im Zulassungsbescheid kann eine Frist bestimmt werden, innerhalb derer die oder der 
Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt die 
Erklärung der Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam.  
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(3) Der Zulassungsbescheid enthält eine Frist zur Immatrikulation. Wird die Immatrikulation 
nicht innerhalb dieser Frist formgerecht beantragt, so wird der Zulassungsbescheid unwirk-
sam. Diese Frist kann durch die Universität Tübingen, Studierendenabteilung, auf begründe-
ten Antrag, der innerhalb der Immatrikulationsfrist zu stellen ist, verlängert werden. 
 

§ 9  Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Sie gilt erstmals für das Zulassungsverfahren zum Winter-
semester 2024/25. Die Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahl-
verfahren im Teilstudiengang Biologie des Studiengangs Lehramt Gymnasium mit akademi-
scher Abschlussprüfung Bachelor of Education (B.Ed.) vom 18. Juni 2015 (Amtliche Bekannt-
machungen Nr. 9/2015, S. 228 ff.), zuletzt geändert durch die Erste Satzung zur Änderung der 
Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren im Teilstudien-
gang Biologie des Studiengangs Lehramt Gymnasium mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Education (B.Ed.) vom 11. Februar 2016 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 
2/2016, S. 42) tritt außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dõshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 

im Studiengang Molekulare Medizin mit akademischer Abschlussprüfung 

Bachelor of Science (B.Sc.) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 Satz 12 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2020 (GBl. S. 1204, 1229), in Verbindung mit der Hochschulzulassungsverordnung 
(HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. 2019 S. 489), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 26. Juni 2023 (GBl. S. 253), und §§ 63 Abs. 2, 29 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der 
Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
07. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der Senat der Universität Tübingen am 14. März 2024 

die nachstehende Satzung beschlossen. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2  Fristen 
§ 3  Form des Antrags 
§ 4  Auswahlkommission 
§ 5  Auswahlverfahren 
§ 6  Auswahlkriterien 
§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 9  Inkrafttreten 
 
§ 1  Anwendungsbereich 

Die Universität Tübingen vergibt in dem Studiengang Molekulare Medizin mit akademischer 
Abschlussprüfung Bachelor of Science (B.Sc.) die gemäß § 6 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 HZG 
verfügbaren Studienplätze an Studienbewerberinnen und Studienbewerber nach dem Ergeb-
nis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem 
Grad der Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für den gewählten Studiengang und 
sich typischerweise anschließende Berufstätigkeiten getroffen. 
 

§ 2  Fristen 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Auswahlverfahren muss 

für das Wintersemester bis zum 15. Juli eines Jahres 

über das Bewerbungsportal der Universität Tübingen eingegangen sein (Ausschlussfrist). Die 
Zulassung findet nur zum Wintersemester statt. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die glaubhaft machen, dass ihnen die Kommunikation über 
das Webportal der Universität Tübingen nicht möglich ist, werden durch die Hochschule 
unterstützt. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zum Studium gilt gleichzeitig als Antrag auf Teilnahme am Aus-
wahlverfahren. 

§ 3  Form des Antrags 

(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Online Formular im Bewerbung-
sportal der Universität Tübingen zu stellen. 
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(2) Dem Antrag ist beizufügen (hochzuladen):  

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer einschlägi-
gen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der zuständigen staat-
lichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist; im Falle beruflicher oder anderer 
Qualifikationen sind alternativ die nach § 58 Abs. 2 LHG ansonsten für die Zulassung zu 
dem Studiengang geforderten Nachweise vorzulegen; 

b) Nachweise, die Auskunft über die Eignung für den Studiengang geben, für den die 
Zulassung beantragt wird, sofern sie von der Bewerberin oder dem Bewerber geltend 
gemacht werden: 

1. zur Berufsausbildung und Berufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,  

2. zu besonderen Vorbildungen, insbesondere außerschulischen Leistungen und Qualifi-
kationen. 

(3) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, ob sie oder er 

1. für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer deutschen 
Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist, 

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen hat oder als Studen-
tin oder Student eingeschrieben war und gegebenenfalls für welche Zeit und welchen 
Studiengang, 

3. den Prüfungsanspruch an einer deutschen Hochschule für den beantragten oder einen 
verwandten Studiengang mit im Wesentlichen gleichen Inhalt endgültig verloren hat.  

(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrundeliegenden 
Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4  Auswahlkommission 

(1) Die Kommission besteht aus acht stimmberechtigten Mitgliedern. Diese setzen sich wie 
folgt zusammen: 

a) der Studiendekanin/dem Studiendekan des Studiengangs Molekulare Medizin kraft 
Amtes 

b) vier Mitglieder der Medizinischen Fakultät die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen 
Personal angehören, davon mindestens ein Mitglied aus dem Kreis der Professorinnen 
und Professoren 

c)  drei Mitglieder aus den drei Fachbereichen Biologie, Chemie sowie Pharmazie und 
Biochemie der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät  

Die Mitglieder werden jeweils von den zuständigen Fakultätsräten bestellt. Die Amtszeit 
beträgt vier Jahre. Wiederbestellung ist möglich. Die Auswahlkommission ist beschlussfähig, 
wenn mindestens vier Mitglieder anwesend sind. 

(2) Vorsitzende oder Vorsitzender der Auswahlkommission ist die Studiendekanin oder der 
Studiendekan Molekulare Medizin der Medizinischen Fakultät. Der Vorsitz kann auf eine 
Professorin oder einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Die oder der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und 
koordiniert die Ergebnisse. 
 

§ 5  Auswahlverfahren 

(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz 
beworben hat.  
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(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl auf-
grund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und beschließt gemäß § 7 eine Empfehlung für 
die Rangliste. Die Entscheidung über die Auswahl trifft die Rektorin oder der Rektor aufgrund 
der Empfehlung der Auswahlkommission. 

(3) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6  Auswahlkriterien 

(1) Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gemäß § 7 zu bildenden Rangliste nach den folgenden 
Kriterien: 

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (Durchschnittsnote und Punkte) gemäß § 
6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 HZG in Verbindung mit § 26 HZVO; 

b) soweit geltend gemacht die Art einer Berufsausbildung und/oder/bzw. Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die Eignung für den Studiengang, für den 
die Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss gibt sowie besondere Vorbildun-
gen, insbesondere außerschulische Leistungen und Qualifikationen, die über die Eig-
nung für den Studiengang, für den die Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss 
geben.  

(2) Über die Vergleichbarkeit von ausländischen Nachweisen und über die Erfüllung der 
inhaltlichen Voraussetzungen nach Absatz 1 entscheidet die Auswahlkommission.  
 

§ 7  Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 

(1) Die Reihung erfolgt nach der Durchschnittsnote der HZB. 

 

(2) Für eine abgeschlossene Berufsausbildung1 in einem einschlägigen Ausbildungsberuf, 

praktische Tätigkeiten oder außerschulische Leistungen und Qualifikationen, die Aufschluss 

über die Eignung für den Studiengang Molekulare Medizin geben, kann die Durchschnittsnote 

der HZB um maximal bis zu 0,5 Notenpunkte verbessert werden. Hierbei werden die nach-

stehenden Kriterien folgendermaßen bewertet: 

a) fachbezogene abgeschlossene Berufsausbildung1: 0,3 Notenverbesserung; maximal ein 
Nachweis; 

b) fachbezogenes Studium (Uni oder FH) im Umfang von mindestens 60 ECTS: 0,2 Noten-
verbesserung; maximal ein Nachweis; 

c) Freiwilliges Wissenschaftliches Jahr2: 0,1 Notenverbesserung; maximal ein Nachweis; 

d) Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme an Wettbewerben (Platz 1-3) mit medizi-
nisch, naturwissenschaftlich relevantem Bezug (z.B. Jugend forscht3) auf Bundesebene 
oder Landesebene: 0,1 Notenverbesserung (Gruppenpreis 0,05), maximal ein Nach-
weis; 

e) Wissenschaftliche Publikation mit medizinisch, naturwissenschaftlich relevantem Bezug 
in anerkanntem Journal im Peer Review Verfahren: bis zu 0,2 Notenverbesserung; 
maximal ein Nachweis; 

1 

                                                           
1 z.B. als MTA, MTLA, PTA, BTA, CTA, PhTA, Biologielaborant/in, Chemielaborant/in und äquivalente 
relevante Ausbildungen im naturwissenschaftlichen, und/oder medizinischen Bereich (ausgenommen sind 
Gesundheits- und Krankenpflege, Med. Fachangestellte, Pflegefachfrau/-mann, Rettungsassistent). 
2 Ausgenommen ein Pflegepraktikum / Krankenpflegedienst. 
3 Weitere Beispiele: Letzte finale Runde der Internationalen BiologieOlympiade, oder Internationalen Chemie 
Olympiade (Platz 1-3). 
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f) Erteilte Patente, Lizenzen mit medizinisch, naturwissenschaftlich relevantem Bezug: bis 
zu 0,2 Notenverbesserungen. maximal ein Nachweis. 

(3) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 6 Absatz 2 Sätze 8 und 9 HZVO. 
 

§ 8  Abschluss des Auswahlverfahrens 

(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung. 

(2) Im Zulassungsbescheid kann eine Frist bestimmt werden, innerhalb derer die oder der 
Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt die 
Erklärung der Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam.  

(3) Der Zulassungsbescheid enthält eine Frist zur Immatrikulation. Wird die Immatrikulation 
nicht innerhalb dieser Frist formgerecht beantragt, so wird der Zulassungsbescheid unwirk-
sam. Diese Frist kann durch die Universität Tübingen, Studierendenabteilung, auf begründe-
ten Antrag, der innerhalb der Immatrikulationsfrist zu stellen ist, verlängert werden. 
 

§ 9  Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. Sie gilt erstmals für das Zulassungsverfahren zum Winter-
semester 2024/25. Die bisherige Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene 
Auswahlverfahren im Studiengang Molekulare Medizin mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Science vom 18.07.2008 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 9/2008, S. 304 ff.) und 
die Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene 
Auswahlverfahren im Studiengang Molekulare Medizin mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Science (B.Sc.) vom 15.05.2017 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 5/2017, S. 118 f.) 
treten außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dõshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
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Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen für das 

hochschuleigene Auswahlverfahren in dem Studiengang Politikwissenschaft 

(Haupt- und Nebenfach) mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Arts 

(B.A.) und in dem Teilstudiengang Politikwissenschaft des Studiengangs Lehr-

amt Gymnasium mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Education 

(B.Ed.) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 Satz 12 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2020 (GBl. S. 1204, 1229), in Verbindung mit der Hochschulzulassungsverordnung 
(HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. 2019 S. 489), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 26. Juni 2023 (GBl. S. 253), und §§ 63 Abs. 2, 29 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der 
Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
07. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der Senat der Universität Tübingen am 14. März 2024 
die nachstehende Satzung beschlossen. 
 
 

Die Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren in dem 
Studiengang Politikwissenschaft (Haupt- und Nebenfach) mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Arts (B.A.) und in dem Teilstudiengang Politikwissenschaft des Studiengangs 
Lehramt Gymnasium mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Education (B.Ed.) vom 
14.03.2022 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 6/2022, S. 234 ff.) wird wie folgt geändert: 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Abs. 2 wird ergänzt um folgende Passage: 
ein Motivationsschreiben als Nachweis, der Auskunft über die Eignung für den Studiengang 
gibt, für den die Zulassung beantragt wird, sofern er von der Bewerberin oder dem Bewerber 
geltend gemacht wird. 
 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Vorgaben zum Inhalt des Motivationsschreiben und das auszufüllende Formular werden auf 
der Institutshomepage veröffentlicht. 
 
§ 7 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:  
 
Das Motivationsschreiben wird bis zum Bewerbungsschluss bei der Universität Tübingen per 
Mail an zulassungstest@ifp.uni-tuebingen.de elektronisch eingereicht. Eine Nachreichung des 
Motivationsschreibens ist bis zum Ende der Bewerbungsfrist möglich. 
 
§ 7 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst:  
 
Das Motivationsschreiben wird mit 0 Punkten bewertet, wenn die maximale Wortanzahl von 
500 Wörtern überschritten wurde, wenn das zur Verfügung gestellte Formular nicht genutzt, 
abgeändert oder nicht als PDF gespeichert wurde oder wenn das Motivationsschreiben 
unvollständig ist (z.B. fehlende Wortzahlangabe oder Unterschrift). 
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§ 8 Abs. 1 a) wird wie folgt neu gefasst:  
 
Die Summe der im Abiturzeugnis erreichten Punkte wird durch 56 bzw. 60* geteilt (max. 15 
Punkte). Die sich ergebende Zahl wird auf eine Stelle hinter dem Komma berechnet. Es wird 
nicht gerundet. 
 
In der Fußnote zu § 8 Abs. 1 a) werden die Wörter „älteren“ und „neueren“ gestrichen. 
 
§ 8 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Die Punktzahl nach Abs. 1 a) und b) und die Punktzahl nach Abs. 1 c) werden addiert (max. 
15 Punkte). Dabei werden schulische Leistungen mit 0,6 und das Ergebnis des Motivations-
schreibens mit 0,4 gewichtet. 
 

Artikel 2 – Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft und gilt erstmals für das Wintersemester 2024/2025. 
 
 
 
Tübingen, den 14.03.2024 
 
 
 
 
 Professorin Dr. Dr. h.c. (Dõshisha) Karla Pollmann 
 Rektorin 
 
 
 

 


